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Ukrainischer Politiker  
schlägt schwules  
Paar zusammen
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Totalversagen der österreichischen Polizei & Justiz

Ukrainischer Politiker schlägt 
schwules Paar zusammen 
 
In einem Wiener Luxushotel wird ein gleichgeschlechtliches Ehepaar von einem ukrainischen 
Parlamentsabgeordneten und dessen Begleitern brutal zusammengeschlagen und verletzt. 
Polizei und Justiz ermitteln mit auffallender Unwilligkeit und äusserst schlampig, um über drei 
Jahre nach der Tat das Verfahren mangels Nachweisbarkeit des Tathergangs einzustellen.    

Ü Am Abend des 18. August 2018 
war das schwule Ehepaar im Hotel 
Melia (DC Tower) essen als sie hörten, 
dass drei Männer über sie sprachen: 
„Schaut euch diese Schwuchteln an, sol­
che gehören umgebracht“ und weitere 
homophobe Beleidigungen. Als einer 
der Eheleute den Kopf auf die Schulter 
des anderen legte, sagte einer der drei, 
man solle ihm den Kopf abschlagen 
und zwischen die Beine legen“. 

Nach Mitternacht begab sich das Ehe­
paar zum Aufzug, um in ihr Zimmer 
zu gehen. Die drei Männer folgten 
ihnen schnell. Einer sagte: „Schau 
euch die an, die fahren jetzt auf ihr 
Zimmer, um zu ficken“. Beim Betreten 
des Liftes sagte einer der Eheleute zu 
diesem Mann, dass er seinen Wort­
schatz korrigieren solle. Der Mann 
schlug ihm daraufhin mit der Faust ins 
Gesicht. Die drei Angreifer zerrten das 
Ehepaar aus dem Lift, schlugen auf sie 
ein und traten ihnen gegen die Beine. 
Bis sich das Ehepaar schließlich los­
reißen konnte. Die drei Täter fuhren 
mit dem Aufzug in ihre Zimmer.  

Keine Aufnahme der Täterdaten
 
Die Eheleute waren erheblich verletzt 
und riefen die Polizei, die die Sache auf­
nahm und Verletzungen dokumentier­
te. Eine Hotelangestellte, die den Vor­
fall miterlebt hat, bestätigte die Anga­
ben des Ehepaares. Mit den Tätern, die 
im selben Hotel wohnten, nahmen die 
Polizeibeamten keinen Kontakt auf. Sie 
stellten weder die Gästeblätter der 
Täter sicher noch die vom Hotel ange­
fertigten Ausweiskopien. Obwohl die 
Hotelangestellte mitteilte, dass eine 
Videoaufnahme existiert, haben die 
Polizeibeamten diese nicht sicherge­
stellt oder sie zumindest angesehen 
sondern lediglich angekündigt, dass 
sie die Aufnahme per Email vom Hotel 
anfordern würden.

Täter beim Frühstück,  
Polizei tut nichts

Am nächsten Morgen riefen die Opfer 
neuerlich die Polizei, weil sie die drei 
Täter im Frühstücksraum seelenruhig 
gemeinsam an einem Tisch sitzend ange­
troffen haben. Während sich das Ehe­
paar mit den eintreffenden Polizeibe­
amten (andere als in der Nacht) unter­
hielt, kamen ihnen die drei Männer ent­
gegen. Obwohl von den Opfern darauf 
aufmerksam gemacht, reagierten die 
Polizeibeamten nicht und verließen das 
Hotel. Weil die Sache ohnehin bereits 
in der Nacht aufgenommen worden sei.

Die Assistent Front Managerin hat 
dem Ehepaar dann noch gesagt, dass 
die Videoaufnahmen sichergestellt 
werden und die Namen der Täter 
bekannt sind.

Video der Tat verschlampt
 
Die Polizei hat den vom Hotel über­
mittelten Datenträger erst nach gerau­
mer Zeit gesichtet, um dann festzustel­
len, dass er leer war. Zu diesem Zeit­
punkt war dann die Videoaufnahme 
im Hotel bereits gelöscht. In ihrem 
Abschlussbericht vom Oktober 2018 

gibt die Polizei an, dass „über die Hotel­
verwaltung“ nur einer der drei Täter, 
ein ukrainischer Parlamentsabgeord­
neter (Petro Poroschenko Block), aus­
geforscht werden hätte können. Die 
Identität der beiden Mittäter war angeb­
lich nicht klärbar. Warum blieb unbeant­
wortet. Einvernahmen, so die Polizei, 
hätten nicht durchgeführt werden kön­
nen, da die Beschuldigten „bereits am 
nächsten Tag abgereist sind“. 

Verbaler Hass nicht strafbar
 
Das Verfahren wegen der homopho­
ben hasserfüllten Beschimpfungen 
stellt die Staatsanwaltschaft bereits im 
September 2019 ein, weil nach gelten­
der Gesetzeslage verbale Hassdelikte 
die Strafjustiz nur dann zu interes­
sieren haben, wenn mindestens drei 
unbeteiligte Personen diese gehört 
haben (§ 115, § 117 Absatz 3 StGB).

Ausweiskopien vernichtet  
 
Zum tätlichen Angriff wiederum hat 
die Staatsanwaltschaft alle Ermittlungs­
schritte zur Ausforschung der beiden 
unbekannten Mittäter nur auf hart­
näckiges Betreiben der Opfer gesetzt. 
So beispielsweise die Beischaffung der 
Ausweiskopien der Hotelgäste der 
betreffenden Nacht. Da war es aller­
dings bereits Ende November 2019 
und das Hotel teilte mit, dass es die 
Ausweiskopien der Hotelgäste vom 
August 2018 bereits vernichtet habe.

Die Opfer beantragten daraufhin, aus 
dem nach dem Meldegesetz zu führen­
den (und 7 Jahre lang aufzubewahren­
den) Gästeverzeichnis die Hotelgäste 
der Tatnacht auszuforschen, Lichtbil­
der dieser Personen zu ermitteln und 
den Opfern sowie der Zeugin zur 
Identifikation vorzulegen.

Einsicht in Gästeverzeichnis 
verletzt Datenschutz der Gäste

Die Staatsanwaltschaft lehnte das ab 
und das Landesgericht für Strafsachen 
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neil curtis
Follow or participate as a model!

www.neilcurtis.com 
instagram.com/neilcurtis

Gerichtsentscheidungen

Automatische  
Elternschaft auch  
in gleichgeschlecht­
lichen Ehen 
Nachdem der Verfassungsgerichts­
hof den Ausschluss von Frauen­
paaren von der medizinisch unter­
stützten Fortpflanzung (Samen­
spende) als menschenrechtswidrig 
aufgehoben hatte (VfGH 10.12. 
2013, G 16/2013, G 44/2013)  hat 
der Gesetzgeber die automatische 
Elternschaft auch für gleichge­
schlechtliche Paare eingeführt. Seit 
01.01.2015 ist, in Fällen medizinisch 
unterstützter Fortpflanzung (Samen­
spende), die eingetragene Partnerin 
der Geburtsmutter automatisch mit 
der Geburt des Kindes Co-Mutter, 
ohne dass sie das Kind adoptieren 
oder anerkennen muss.

Ü Für gleichgeschlechtliche Ehen, die  
in Österreich (auf Grund des historischen 
Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofs 
vom 04.12.2017, G 258/17) seit 01.01.2019 
möglich sind, gibt es keine solche Bestim­
mung. Nach dem Wortlaut des Gesetzes 
(§144 Abs 1 Z. 1 ABGB) ist die automatische 
Elternschaft nach wie vor auf den Mann, der 
mit der Mutter verheiratet ist, beschränkt.

Sowohl das Verwaltungsgericht Wien 
(VwG-Wien 26.04.2019, VGW-152/089/ 
4757/201) als auch das Bezirksgericht 
Innere Stadt Wien (Beschluss 13.08.2021, 
84 FAM 14/21g) haben jedoch, in von RKL-
Präsident Dr. Helmut Graupner vertretenen 
Fällen, (rechtskräftig) entschieden, dass die 
Gesetzeslücke durch verfassungskonforme 
Interpretation zu schließen und die auto­
matische Elternschaft durch Analogie­
schluss auch auf gleichgeschlechtliche 
Ehen anzuwenden ist. Anders als in ein­
getragenen Partnerschaften gilt die auto­
matische Elternschaft damit nicht nur bei 
medizinisch unterstützter Fortpflanzung 
sondern stets, gleich wie das Kind gezeugt 
wurde, also auch mit der Bechermethode 
oder durch Geschlechtsverkehr. Aktuell 
prüft ebenso auch der Verfassungsgerichts­
hof diese Frage der automatischen Eltern­
schaft in gleichgeschlechtlichen Ehen  
(G 230/2021). 

Wien sowie das Obrelandesgericht 
Wien bestätigten diese Entscheidung. 
Das betreffende Hotel verfüge über 
mehr als 250 Zimmer und die Überprüf­
ung all dieser Gäste (auch nur der 
erwachsenen männlichen) bloß, um ein 
oder zwei Täter ausfindig zu machen, 
verletze das Recht der unschuldigen 
Gäste auf Datenschutz (OLG-Wien 
29.06.2020, 22 Bs 138/20k). Auch wären 
die beantragten Ermittlungen sehr auf­
wändig und auch von daher unverhält­
nismäßig (ebendort). All das obwohl 
das Meldegesetz bestimmt, dass das 
Gästeverzeichnis just auch für polizei­
liche Ermittlungen zu führen ist (§ 10 
Absatz 2).

Wieder erst auf Antrag der Opfer beauf­
tragte die Staatsanwaltschaft die Einver­
nahme der Assistent Front Managerin, 
die dem Ehepaar am Morgen nach der 
Tat mitgeteilt hatte, dass die Namen 
der Täter bekannt sind. Plötzlich konn­
te das Hotel nun doch einen weiteren 
Täter identifizieren. Warum der dritte 
nach wie vor nicht beauskunftet wer­
den konnte, bleibt bis heute ein Rätsel.

Die Staatsanwaltschaft hat im Rechts­
hilfeweg die ukrainische Generalstaats­
anwaltschaft um Vernehmung der bei­
den Beschuldigten ersucht und die Be­
schuldigten zur Fahndung ausgeschrie­
ben. Allerdings: nur im Inland. Wieder 
erst auf Antrag der Opfer hat sie die 
Fahndung auf ganz Europa ausge­
dehnt.

Tat ohne Video nicht nachweisbar

Als die Einvernahme des Parlamentsab­
geordneten (er verweigerte Angaben 
zur Sache) eintraf, wartete die Staatsan­
waltschaft die Einvernahme des zwei­
ten Beschuldigten erst gar nicht ab und 
stellte das Verfahren ein (StA Wien 10 
St 304/19y). Der Tathergang sei nicht 
mit der erforderlichen Sicherheit nach­
weisbar.

„Auf den Tag genau drei Jahre und vier 
Monate nach der Tat lässt die Staatsan­
waltschaft die Beschuldigten aus eben­
jenem Beweisnotstand laufen, den die 
von Schlamperei und auffallendem Des­
interesse gekennzeichneten Ermittlun­
gen verursacht haben, insbesondere 
durch die Verschlampung der Video­
aufnahme der Tat“, kritisiert Dr. Hel­
mut Graupner, Rechtsanwalt des Ehe­
paares. Und er verweist darauf, dass 
nach der ständigen Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte (EGMR) Opfern von 
Hassdelikten das Recht auf eine wirk­
same, umfassende und erschöpfende 
Untersuchung und auf wirksame Straf­
verfolgung der Täter zukommt.  F
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Automatische Elternschaft nun auch  
für gleichgeschlechtliche Ehen
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Das RKL Kuratorium
Ü em. Univ.-Prof. Dr. Josef Christian Aigner,  

Ü NR-Abg. a.D. Mag. Thomas Barmüller, Ü NRAbg. 

Petra Bayr, SPÖ Ü Univ.-Prof. Dr. Nikolaus Benke, 

Legal Gender Studies, Univ. Wien Ü LAbg. a.D., 

NRAbg. a.D. Univ. Prof. Dr. Christian Brünner, Prof. 

für Staats- u. Verw.recht, Univ. Graz Ü Dr. Erik  

Buxbaum, vorm. Gen.dir. f.öff. Sicherheit Ü stv. 

Klubobfrau NR-Abg. Dr. Ewa Dziedzic, Die Grünen  

Ü Sandra Frauenberger, Amtsf. Stadträtin (Wien) a.D., 

Gf. Dachv. Wr. Sozialeinr. Ü Univ.-Prof. Dr. Max 

Friedrich, Vorst. d. Univ.-Klinik für Neuropsychiatrie 

des Kindes- u. Jugendalters, AKH Wien Ü em. Univ.-

Prof. Dr. Bernd Christian Funk, Inst. für Staats- und 

Verwaltungsrecht, Univ. Wien Ü Mag. Karin Gastinger, 

BM f. Justiz a.D. Ü Dr. Marion Gebhart, Kinder- u. 

Jugendanwältin d. Stadt Wien a.D. Ü Dr. Irmgard 

Griss, NR a.D., Verfassungsrichterin & vorm. Präs. 

OGH Ü NRAbg. a. D. Gerald Grosz, BZÖ Ü Dr. Alfred 

Gusenbauer, Alt-Bundeskanzler Ü BM a.D. Dr. Hilde 

Hawlicek, SPÖ Ü Dr. Barbara Helige, Vorm. Präs. Rich­

tervereinig. Ü Michael Heltau, Kammerschauspieler 

Ü NRAbg. a.D. Dr. Elisabeth Hlavac, SPÖ Ü Dr. Lilian 

Hofmeister, Verfassungsrichterin iR und CEDAW-

Expertin Ü Univ.-Prof. Dr. Elisabeth Holzleithner, 

Legal Gender Studies, Univ. Wien Ü Dr. Judith Hut­

terer, Generalsekr. Öst. Aids-Ges. Ü Hon.-Prof. Dr. 

Udo Jesionek, vorm. Präs. Jugendgerichtshof, Präs. 

Weißer Ring Ü Mag. Christian Kern, Altbundeskanz­

ler Ü Gery Keszler, Life-Ball Ü NRAbg. a.D. Dr. 

Volker Kier Ü Univ.-Prof. Dr. Christian Köck Ü Dir. Dr. 

Franz Kronsteiner, Vorm.Vorstandsvors. D.A.S. 

Österr. Ü NRAbg. Mario Lindner, vorm. Präs. d. 

Bundesrats Ü Thomas Mader, Bezirksvorst.Stv. Wien-

Döbling Ü Univ.-Prof. DDr. Heinz Mayer, emer. 

Dekan Rechtswiss. Fakultät Univ. Wien Ü Prof. Dr. 

Roland Miklau, Ehrenpräs. Öst. Juristenkomm. Ü Dr. 

Michael Neider, SC BMJ iR Ü Univ.-Prof. Dr. 

Manfred Nowak, Boltzmann-Inst. f. Menschenrechte, 

UN-Sonderberichterstatter Ü Mag. Heinz Patzelt, 

Generalsekr. Amnesty Int. Österreich  Ü Univ.-Prof. 

Mag. Dr. Rotraud A. Perner, Sexualwissenschafterin 

Ü LAbg. a.D.MMag. Dr. Madeleine Petrovic, Präs. 

Wr. Tierschutzv. Ü Univ.- Doz. Dr. Arno Pilgram, Inst. 

f. Rechts- u. Kriminalsoz., Univ. Wien Ü DSA Monika 

Pinterits, Kinder- u. Jugendanwältin d. Stadt Wien i.

R. Ü Dr. Elisabeth Rech, Vorm. Vizepräs. Rechtsan­

waltskammer Wien Ü MEP Mag. Andreas Schieder, 

SPÖ-Klubobmann Ü Dr. Anton Schmid, vorm. 

Kinder- u. Jugendanwalt d.Stadt. Wien a.D. Ü 

BRAbg. Marco Schreuder, Die Grünen Ü Dr. Elisabeth 

Steiner, vorm. Richterin EGMR Ü NRAbg. a.D. Mag.a 

Terezija Stoisits, Volksanwältin a.D. Ü Dr. Peter Tisch­

ler, SenPräs OLG Ibk i.R. Ü Univ.-Prof. Dr. Hans 

Tretter, Boltzmann-Instit. f. Menschenrechte Ü Univ.-

Prof. Dr. Alexander Van der Bellen, Bundespräs. Ü 

Univ.-Lekt. Mag. Johannes Wahala, Ö. Ges. f. Sexual­

wissensch. Ü Univ.-Prof. Dr. Ewald Wiederin, Inst. f. 

Verf.- u. Verwaltungsrecht, Univ. Salzburg Ü Dr. Mia 

Wittmann-Tiwald, Co-Vors. FG Grundrechte der Rich­

tervereinigung, Präs. Handelsgericht Wien Ü Mag. 

Gisela Wurm, stv. Klubobfrau NRabg a.D., SPÖ

Ü Wie in Jus Amandi 1/2021 be­
richtet hat die Staatsanwaltschaft 
Graz im Verfahren gegen den Grazer 
Islamistenattentäter, der auch die 
Schaufensterscheiben ihres Vereins­
lokals eingeschlagen hatte, den Rosa­
Lila Pantherinnen eine sinnvolle 
Akteneinsicht verwehrt. Das Landes­
gericht für Strafsachen Graz hat diese 
Entscheidung sogar noch bestätigt.   

Über Beschwerde der RosaLila 
PantherInnen, vertreten durch RKL-
Präsident Dr. Helmut Graupner, hat 
ihnen das Oberlandesgericht Graz 
jetzt Recht gegeben und festgestellt,  
 

 
dass die Staatsanwaltschaft die 
RosaLila PantherInnen in ihrem 
Recht auf Akteneinsicht verletzt  
hat (OLG-Graz 18.11.2021, 8 Bs 
114/21g). „Durch das isolierte 
„Herausgreifen“ einzelner Seiten 
dieses Anlassberichtes und deren 
zusammenhanglose Übermittlung, 
wobei nicht einmal ersichtlich 
gemacht wurde, um welche Akten­
bestandteile es sich handelt, wurde 
die Staatsanwaltschaft dem subjek­
tiven Recht auf Akteneinsicht des 
Privatbeteiligten jedenfalls nicht 
gerecht“, heißt in dem Beschluss  
des Oberlandesgerichtes.

G ra  z er   I s lami    s tenan     s chl   ä ge

Oberlandesgericht Graz gibt  
Rosa Lila PantherInnen recht


